
Professor Norpoth 
verstorben

Am 21. Mai 2008 verstarb
Professor Dr. med. Kurt 
Norpoth, Träger des Bundes-
verdienstkreuzes und der 
Johannes-Weyer-Medaille
der nordrheinischen Ärzte-
schaft, im Alter von 88 Jah-
ren. Ehrenamtlich hat er seit
1969 vor allem als Vorsitzen-
der der Kreisstelle Essen der
Ärztekammer Nordrhein, als
Mitglied in der Kammerver-
sammlung sowie als Mitglied
in zahlreichen Ausschüssen
auf Landes- und Bundesebe-
ne jahrzehntelang die Ge-
schi cke der nordrheinischen
Ärzteschaft maßgeblich mit-
geprägt und beeinflusst. 
In seinem ehrenamtlichen
Wirken hat er sich besonders
der Fortbildung und dem
Arzthelferinnenwesen ge-
widmet. Die Ärztekammer
Nordrhein wird ihm stets 
ein ehrendes Andenken 
bewahren cs

ABV ehrt 
Dr. Dieter Mitrenga
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Für seine Verdienste um die
berufsständischen Versor-
gungswerke hat der Vorsit-
zende der Arbeitsgemein-
schaft berufsständischer
Versorgungseinrichtungen
(ABV), RA Dr. Ulrich 
Kirchhoff (auf unserem Foto
links), den Kölner Internis-
ten Dr. Dieter Mitrenga (r.)
kürzlich mit der ABV-Ehren-
schale ausgezeichnet. 
Dieter Mitrenga engagiert
sich seit mehr als drei Jahr-
zehnten für die ärztliche
Selbstverwaltung und ist
zurzeit unter anderem Vor-
standsmitglied der Ärzte-
kammer Nordrhein und Vor-
sitzender der Weiterbil-
dungsgremien der rheini-
schen Kammer. Weitere 
Informationen: www.abv.de
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Die Satzung der Nordrheini-
schen Ärzteversorgung stand im
Mittelpunkt der Frühjahrskam-
merversammlung der Ärztekam-
mer Nordrhein 1958. Das Rheini-
sche Ärzteblatt berichtete aus-
führlich über die wichtige Dele-
giertenversammlung in der Juli-
Ausgabe vor 50 Jahren. Die Sit-
zung fand am 7. Juni 1958 im
Städtischen Saalbau in Essen statt.
Als einziger Punkt stand die 
„Beratung und Beschlußfassung
über den Entwurf einer Satzung
der nordrheinischen Ärztever-
sorgung“ auf der Tagesordnung.
„In seinen einleitenden Worten
wies Präsident Dr. Weise auf die
außerordentlich große Bedeu-
tung eines Altersversorgungs-
wer kes für die Ärzteschaft hin“,
heißt es. Der Geschäftsführende
Arzt Dr. Hans Kehrings referier-
te über die Grundsatzfragen, die
die „kleine Kommission“ zu klä-
ren hatte. Die Kommission be-
stand aus den Geschäftsführungen
der Ärztekammer und der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Nord rhein,
„unter Hinzuziehung von Sach-

verständigen und Versicherungs-
mathematikern“. Sie beschloss,
das Versorgungssystem nach dem
Kapitaldeckungsverfahren und
nicht nach dem Umlageverfah-
ren aufzubauen, „insbesondere
wegen der guten Erfahrungen,
die die bayerische Ärzteversor-
gung mit dem Kapitaldeckungs-
verfahren gemacht hat“. Auch
entschied sich die kleine Kom-
mission für die „beitragsgerechte
Rente“, die „einfach ausgedrückt
darin bestehe, daß sich die Höhe
der Rente nach der Höhe der ein-
gezahlten Beiträge jedes einzel-
nen richte“.

Die Satzung, zu der „eine gro-
ße Anzahl von Abänderungsan-
trägen“ gestellt wurde, gliederte
sich in sechs Hauptabschnitte,
die auch noch die heute gültige
Satzung im Wesentlichen struk-
turieren. Das Rheinische Ärzte-
blatt stellte die wichtigsten Para-
graphen vor und erläuterte diese.
So wurden alle Kammermitglie-
der auch Versorgungsmitglieder,
die bei Inkrafttreten der Satzung
das 68. Lebensjahr nicht voll-
endet hatten − wie derzeit auch.
Für Neumitglieder der Kammer
war das 40. Lebensjahr die Gren-
ze  für die Versorgungsmitglied-
schaft, heute liegt die Grenze bei
65. Wurde die Altersrente nach
dem ersten Satzungsentwurf mit
Vollendung des 68. Lebensjahres
gewährt, so ist die Regelalters-

Vor 50 Jahren
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In Bedburg-Hau sind kürzlich
114 neue Plätze für den Maßre-
gelvollzug eingeweiht worden.
Das Land Nordrhein-Westfalen
hatte für die Neubauten 26,7 Mil-
lionen Euro zur Verfügung ge-
stellt. Das teilte das Ministerium
für  Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les des Landes Nordrhein-Westfa-
len (MAGS) mit. Der Neubau ist
Teil eines Gesamtkonzeptes, das
die frühere Landesgesundheits-
ministerin Birgit Fischer im Jahr
2000 auf den Weg gebracht hatte.
Neben dem Ausbau bestehender
Forensik-Standorte wie Bedburg-

Hau, Marsberg und Viersen sind
Neubauten für den Maßregelvoll-
zug in Essen, Duisburg, Köln,
Dortmund, Herne und Münster
geplant oder werden bereits ge-
baut. Anfang 2006 nahm in Dort-
mund die erste neue Klinik den
Betrieb auf. An den neuen Stand-
orten sollen insgesamt 510 Plätze
entstehen. Das Land investiert
200 Millionen Euro in den Aus-
bau der forensischen Kliniken.
Nach Abschluss der Bauarbeiten
werden in NRW 13 Maßregelvoll-
zugseinrichtungen 2.439 Plätze
bieten. Wie das MAGS auf Nach-

Neubauten für Forensik eingeweiht frage des Rheinischen Ärzteblattes
mitteilte, soll der Ausbau 2010
abgeschlossen sein. „Das Minis -
terium geht davon aus, dass im
Jahr 2011 eine bedarfsgerechte
Versorgung im Maßregelvollzug
möglich ist und keine Überbele-
gungen bestehen werden“, sagte
ein Ministeriumssprecher. Das
Ministerium rechnet für die
 Zukunft aufgrund verbesserter
Qualität der Behandlung mit
 einer geringeren Patientenzahl.
Derzeit kommen 2.454 Patienten
auf 1.818 Plätze in  forensischen
Einrichtungen, wobei rund  200
Patienten ambulant versorgt
werden.

bre

grenze heute mit Vollendung des
67. Lebensjahres erreicht. Seit
Gründung des Versorgungswer-
kes hat sich die Höhe der Be-
messungsgrundlage verzehnfacht.
Die Leistungshöhe für Witwen-
und Witwerrenten liegt heute
wie damals bei 60 Prozent des
Rentenanspruchs. Für Vollwai-
sen beträgt die Hinterbliebenen-
rente heute 30 und für Halbwai-
sen 12 Prozent. Vor 50 Jahren lag
sie bei 20 bzw. 5 Prozent. Ein
Sterbegeld war in dem damaligen
Satzungsentwurf nicht vorgese-
hen.

Die Berichterstattung über die
Kammerversammlung endete mit
folgendem Absatz: „Nachdem der
gesamte Satzungsentwurf durch-
beraten war, stellte Präsident Dr.
Weise den Satzungsentwurf un-
ter Berücksichtigung der von der
Kammerversammlung beschlos-
senen Änderungen in toto zur Ab-
stimmung. Die Kammerversamm -
lung stimm te dem Satzungsent-
wurf einstimmig zu.“ Umge-
hend beantragte die Ärztekam-
mer Nordrhein die Genehmi-
gung der beschlossenen Satzung
beim zuständigen Aufsichtsminis -
terium in der Hoffnung, dass die
Satzung noch im selben Jahr
Rechtskraft erlangen würde und
die ersten Beiträge und „Einma-
lige Kapitaleinzahlungen“ noch
für das Jahr 1958 hätten verrech-
net werden können. bre


